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Sehr geehrter, lieber Graf Lambsdorff,

sehr geehrte Ehrengäste, 

Herr Minister, lieber Uli Goll,

Herr Fraktionsvorsitzender, 

lieber Ernst,

liebe Kolleginnen und Kollegen des Bundestages und des Landtages,

meine sehr geehrten Damen und Herren, 

zusammen mit der Reinhold‑Maier‑Stiftung ehren heute die F.D.P./ DVP‑Landtagsfraktion und der baden‑württem-bergische F.D.P./DVP‑Landesverband Dr. Otto Graf Lambsdorff, den langjährigen Bundeswirtschaftsminister und früheren F.D.P.‑Bundesvorsitzenden, mit der Reinhold‑Maier‑ Medaille.

Graf Lambsdorff, Sie stehen damit in einer Reihe u.a. mit 

Dr. Hermann Müller, Lord Ralf Dahrendorf, Hans‑Dietrich Genscher, Theodor Eschenburg und dem letztjährigen Empfänger der Medaille, Ulrich Wildermuth.

Alles überzeugte und überzeugende Liberale.

Jeder für sich ein Gewinn für den Liberalismus in Deutschland ‑ und keiner von allen jemals irgendeinem Zeitgeist verpflichtet, geschweige denn pflegeleicht oder gar "bequem".

Jeder ein eigener Kopf, eine Persönlichkeit aus eigener Leistung; unbequem und mahnend, unabhängig und selbstbewußt:

Lambsdorff, der "kantige Marktgraf", der "markige Liberale",

Lambsdorff, eine "Größe der Bonner Politik". 

Und ich möchte hinzufügen: 

Lambsdorff, das marktwirtschaftliche Gewissen nicht nur der Liberalen, sondern des geeinten Deutschland. 

Verehrter, lieber Parteifreund, 

wie so vieles bei Ihnen, so nötigt auch Ihre Entscheidung, nicht wieder für den Bundestag zu kandidieren, Respekt ab: 

Sie sind sich treu geblieben und treffen die wirklich wichtigen Entscheidungen selbst und zum richtigen Zeitpunkt. 

Aber lassen Sie mich hinzufügen: 

Sie werden uns, den Aktiven, den Parlamentariern, Sie werden uns in den Debatten fehlen.

Die Lücke, die Sie hinterlassen werden, wird sich so schnell nicht schließen lassen ‑ nicht von uns Liberalen, und von den anderen schon gleich gar nicht; man wird Sie vermissen, ich bin mir sogar sicher, daß Sie alle vermissen werden, auch diejenigen, denen Sie in Ihrer Abschiedsrede gesagt haben:

"Ich weiß, daß ich einigen von Ihnen mit meinen Reden Verdruß bereitet habe ‑ Sie dürfen sicher sein, das war meine Absicht" ‑ Ein echter Lambdsorff.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

Otto Friedrich Wilhelm von der Wenge Graf Lambsdorff, wurde am 20. Dezember 1926 in Aachen als Kaufmannssohn geboren und entstammt westfälischem, später im Baltikum ansässigem Uradel. Die Familie hat zahlreiche Staatsdiener (darunter einen zaristischen Außenminister Anfang des 20. Jahrhunderts) hervorgebracht. 

Von 1932 bis 1944 besuchte Otto Graf Lambsdorff Schulen in Berlin sowie die Ritterakademie in Brandenburg/Havel, deren Erziehung wesentlich zu der ihm nachgesagten Selbstdisziplin beigetragen haben soll. 

Anschließend leistete er Kriegsdienst und geriet in Gefangen‑

schaft (bis 1946). 

Graf Lambsdorff ist schwerkriegsbeschädigt. 

1946 holte er in Unna/Westfalen das Abitur nach und studierte dann von 1947 bis 1950 an den Universitäten Bonn und Köln Rechts‑ und Staatswissenschaften. 

1952 wurde er an der Universität Köln zum Dr. jur. promoviert und 1960 als Rechtsanwalt am Amts‑ und Landgericht Düsseldorf zugelassen.

Von 1955 bis 1971 war Graf Lambsdorff im Kreditgewerbe tätig, zuletzt als Generalbevollmächtigter des Düsseldorfer Privatbankhauses Trinkhaus. 

1971 ‑ 1977 betätigte er sich als Vorstandsmitglied der Victoria Rückversicherungs AG Berlin/Düsseldorf und als Mitglied in verschiedenen Aufsichtsräten. 

Politisch hatte sich Graf Lambsdorff bereits 1951 der FDP angeschlossen.

Bis 1953 war er Vorsitzender des FDP‑Bezirksverbandes Aachen und längere Zeit Mitglied des Landesvorstands Nordrhein‑Westfalen.  

1971 arbeitete er in der Programmkommission zur Vorbereitung der Freiburger Thesen der FDP mit. 

1972 kam er in den FDP‑Bundesvorstand, 1982 als Beisitzer in das Parteipräsidium.

Bei der Bundestagswahl vom 19.11.1972 kandidierte Graf Lambsdorff mit Erfolg über die NRW‑Landesliste für den Bundestag und wurde wirtschaftspolitischer Sprecher seiner Fraktion.

Nach dem Rücktritt von Hans Friderichs wurde Graf Lambsdorff am 7. Oktober 1977 Bundeswirtschaftsminister. 

Als sich Ende 1987 der Weggang des FDP‑Vorsitzenden Martin Bangemann nach Brüssel abzeichnete, kündigte Graf Lambsdorff sein Interesse am Parteivorsitz an. 

Im Mai 1988 trat er als Konkurrent gegen Irmgard Adam‑ Schwaetzer an und setzte sich am 7.10.1988 als Repräsen-tant der ökonomischen Kompetenz der FDP klar durch. 

Schon vor der Währungsunion im Dezember 1990 forderte Graf Lambsdorff gesamtdeutsche Wahlen, plädierte für einen Beitritt der DDR gemäß Artikel 23 Grundgesetz (wie dann zum 3. Oktober 1990 auch geschehen).

Am 12. August schlossen sich 1990 in Hannover ‑ als erste der großen Parteien ‑ die Liberalen in Ost und West zu einer Bundespartei FDP zusammen. 

Graf Lambsdorff wurde ohne Gegenkandidat mit 542 gegen 72 Stimmen zum ersten Vorsitzenden der Gesamtpartei, Rainer Ortleb aus Rostock zum Stellvertreter, gewählt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

"Der Zeitgeist scheint der Marktwirtschaft nicht wohlgesinnt", resümierte Otto Graf Lambsdorff im Frühjahr 1998 in der FAZ. 

"Die Väter des Grundgesetzes wären wohl erschrocken gewesen, wie sehr sich ein halbes Jahrhundert später in allen Notlagen des Lebens die Bürger dem Staat anvertrauen wollen", untermauert Elisabeth‑Noelle‑Neumann vom Meinungsforschungsinstitut Allensbach die These des "Marktgrafen".

Auf die Frage "Was meinen Sie, ist es eigentlich vor allem die Aufgabe des Staates, daß jeder bei uns Arbeit hat, daß es genügend Arbeitsplätze gibt, oder würden Sie das nicht sagen", antworteten die Westdeutschen Anfang 1998 zu 54 % und die Ostdeutschen sogar zu 74 % nach dieser Unter-suchung mit "Ja". 

Frau Noelle‑Neumann schlußfolgerte:

"Unsere Gesellschaft steht dicht vor einer Rückkehr zum sozialistischen Verständnis von Freiheit: Freiheit, wie sie der Staat gewährt. Freiheit von Arbeitslosigkeit, von Armut im Alter, von Krankheitsfolgen. Freiheit als Entscheidungsfreiheit des einzelnen, sein Leben zu bestimmen und damit Ver-antwortung für sich selbst zu übernehmen, das ist eine abstrakte Sache, weckt nicht die Begeisterung, die doch zur Freiheit gehört." 

Soweit Frau Noelle‑Neumann.

"Es zeigt sich, daß die Marktwirtschaft Voraussetzung für jede echte Bürgergesellschaft ist. Wie könnte es anders sein?. Wo Menschen von staatlicher Zuwendung abhängig sind, da können sie auch nicht echte Bürger sein", untermauerte Otto Graf Lambsdorff seine These, daß ohne Marktwirtschaft kein demokratischer Gemeinsinn möglich sei. 

Der Kollaps der sowjetischen Planwirtschaft habe zwar auch manchen Alt‑Linken zähneknirschend das Zugeständnis abgezwungen, der Markt sei irgendwie effizienter als die Zwangswirtschaft. 

Wahre Liebe sei dabei aber anscheinend nicht aufgekommen. 

Das trifft den Nagel auf den Kopf: 

Die Marktwirtschaft blieb auch in Westdeutschland stets moralisch zweifelhaft.

Meine sehr geehrte Damen und Herren,

dies zeigt: Die gegenwärtige Ordnung ist nicht in Überein-stimmung mit den Vorstellungen Otto Graf Lambsdorffs und auch nicht mit denen die Ludwig Erhard hatte.

Manche Kritiker halten den Begriff der "Markt"wirtschaft für nicht mehr angebracht, sie sprechen schon von einer "Staats"

wirtschaft. 

Dies ist zwar übertrieben, im Kern aber richtig.

Insofern hat nicht die Soziale Marktwirtschaft versagt; es gilt vielmehr, zu ihren Prinzipien zurückzukehren.

Deshalb bedarf es umfassender Strukturreformen zur Revitalisierung der Sozialen Marktwirtschaft.

Die Bundesregierung hat richtige Maßnahmen ergriffen, eine positive Reformbilanz vorgelegt und die Chancen für mehr Beschäftigung verbessert.

Kritisiert werden diese Reformen vielfach mit dem Begriff des "Neoliberalismus", der als Synonym für eine Rückwendung zu ungebändigtem Kapitalismus verwandt wird. 

Schon aus historischer Sicht ist dies verfehlt:

Der Neoliberalsimus entstand als Antwort auf die wirtschaft- lichen und sozialen Zustände der 20er und 30er Jahre dieses Jahrhunderts mit dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise.

Die prägnanteste Form des "neuen" Liberalismus zeigte sich im Ordoliberalismus der Freiburger Schule.

Neben der von Walter Eucken in den 1930er Jahren gegründeten Schule haben Gelehrte wie Wilhelm Röpke und Alfred Müller‑Armack den Neoliberalismus geprägt. 

Gerade Neoliberale setzten sich vom Laissez‑faire‑ Liberalismus ab. 

Neoliberale plädierten für einen starken Staat, der die individuelle und wirtschaftliche Freiheit der Menschen sowie fairen Leistungswettbewerb garantiert.

Der Staat im Verständnis der Neoliberalen sollte marktwirt-schaftliche Ordnungspolitik, nicht jedoch Prozeßpolitik betreiben.

Insofern ist es falsch, Neoliberalismus als Synonym für Markt‑

radikalismus oder ungezügelten Kapitalismus zu benutzen.

Hinzu kommt, daß Neoliberale sehr wohl für staatliche Verant‑

wortung im sozialen Bereich plädierten ‑ aber eben nach dem Prinzip der Subsidiarität:

So viel Eigenvorsorge wie möglich, so viel solidarisch‑ kollektive Hilfe wie nötig.

Neoliberale traten ein für den Zusammenhalt der Gesellschaft im Sinne von Gemeinsinn und für die ethische Verantwortung des Handelns. Nicht ohne Grund heißt eines der Werke von Wilhelm Röpke "Jenseits von Angebot und Nachfrage" und Ludwig Erhards Version "Wohlstand für alle". 

Soziale Marktwirtschaft fußt auf neoliberalen Vorstellungen, die ihrerseits auf den klassischen Liberalismus zurückgehen. 

Freier Güter‑ und Faktoraustausch sowie freie Preisbildung bilden dabei die Basis.

Der Ordoliberalismus fordert die staatliche Verantwortung für die Sicherung der Freiheit.

Zudem ist zu betonen, daß Freiheit im Verständnis der Liberalen nicht Anarchie bedeutet. 

Denn Freiheit heißt für Liberale immer Freiheit, die durch Regeln beschränkt werden muß, um die Freiheit der anderen zu schützen.

Insofern ist dem Begriff des Neoliberalismus "eine der perfi‑

desten Umdeutungen" (Gerhard Schwarz) widerfahren.

Neoliberalismus ist keine zu beschimpfende Rückkehr zu altliberalen Zuständen, sondern Leitlinie für die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft, für einen erfolgreichen "Dritten Weg" zwischen ungebändigtem Kapitalismus und sozialistischer Planwirtschaft.

Ein anderer Vorwurf ist der des "Manchestertums".

Insbesondere bei Diskussionen über Globalisierung wird Marktwirtschaft mit den Verhältnissen Englands in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gleichgesetzt; global wirkende und verschachtelte Unternehmen würden an die Stelle des Staates treten.

Aber auch diese Interpretation läuft ins Leere.

"Manchester School" bezeichnet eine Richtung, die in den 30er/40er Jahren des letzten Jahrhunderts für eine freihändle‑

rische Außenhandelspolitik eintrat. 

Unter dem Begriff des "Manchestertums" wird die nahezu von Staatseingriffen freie Wirtschaft in der zweiten Hälfte des 

19. Jahrhunderts in England verstanden.

Doch bereits der klassische Liberalismus eines Adam Smith unterscheidet sich grundlegend vom Manchestertum.

Smith war nicht nur Nationalökonom, sondern auch Moral-philosoph. 

Moralische Überlegungen, in seiner "Theory of Moral Sentiments" niedergelegt, standen schon bei der Geburt der Marktwirtschaft Pate. 

Die Botschaft von Smith lautet: 

Es ist möglich, persönliche Freiheit und wirtschaftliche Leistung mit sozialer Existenz auf friedliche Weise in Einklang zu bringen, sie zum Wohle des Gemeinwesens miteinander zu versöhnen. Die produktiven Kräfte eines Landes können sich durch das individuelle Streben nach Verbesserung der materiellen Lage und des sozialen Rangs entfalten. 

Dieses Streben nach Verbesserung gehört nach Adam Smith ebenso zur menschlichen Natur wie die Neigung zum Tausch-handel. 

Hieraus leiten sich Arbeitsteilung und Spezialisierung ab, die in Verbindung mit dem individuellen Selbstinteresse zum Katalysator für Innovationen und Strukturwandel werden.

Abgesehen davon, daß sich also der klassische Liberalismus nicht mit Manchester‑Liberalismus gleichsetzen läßt, kamen auch aus der "Manchester School" Vorschläge zur Beseitigung sozialer Mißstände, so in Form kollektiver Selbsthilfe (in Deutschland als Genossenschaften realisiert). 

Die individuelle Freiheit als Wert, der alles andere dominiert ‑ diese Überzeugung entstammt ebenso dem klassischen Liberalismus wie die Ausrichtung auf freie Preisbildung auf den Güter‑ und Dienstleistungsmärkten und der vollständigen Offenheit der Märkte. 

Zudem sieht Soziale Marktwirtschaft einen starken Staat vor, der die Rahmenbedingungen funktionsfähig, wettbewerbs-fördernd und menschengerecht gestaltet. 

Eine Gleichsetzung von Sozialer Marktwirtschaft und Laissez‑faire oder "Manchestertum" ist also völlig verfehlt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

ein weiterer Vorwurf gegen die marktwirtschaftliche Ordnung heißt: "Primat der Ökonomie".

Es wird behauptet, daß mehr und mehr gesellschaftliche Bereiche nach Kosten und Nutzen beurteilt, daß Geld und materielle Werte gegenüber ideellen Orientierungen zunehmen würden.

Was ist zu erwidern?

Die soziale Marktwirtschaft verbindet die Interessen der einzelnen mit den Interessen aller. 

Sie ist die Wirtschaftsordnung, in der sich die Leistungsbereit‑

schaft am besten entfalten kann und damit die Grundlagen sozialer Gerechtigkeit überhaupt erwirtschaftet werden können. 

Die soziale Leistungsfähigkeit eines Landes folgt der 

ökonomischen Leistungsfähigkeit eines Landes.

Das ist keine "Ökonomisierung" der Gesellschaft, sondern die ebenso schlichte wie durchschlagende Erkenntnis:

Alles, was man verteilen möchte, muß vorher erst erwirtschaftet werden. 

Nur wenn sich Leistung für alle lohnt, kann die Gesellschaft frei und fair gestaltet werden.

Nicht diejenigen sind moralischer, die Politik nur noch nach ihrer Verteilungswirkung bewerten, sondern diejenigen, die den Zusammenhang zwischen Produktivkraft und Wohlstand vermitteln.

"Den Deutschen muß wieder bewußt werden, daß es keine bessere Wirtschaftsordnung gibt als die Marktwirtschaft. Besser nicht nur in materieller Hinsicht", schreibt Stefan Baron von der "Wirtschaftswoche". 

Die beiden großen Kirchen führen in ihrem gemeinsamen Wort aus: 

"Verteilt werden kann nur das, was in einem bestimmten Zeitraum an Gütern und Dienstleistungen erbracht worden ist.

Wird dieser Sachverhalt ignoriert, dann werden die finanziellen Fundamente der sozialen Sicherung unterspült. 

Mit anderen Worten: 

Wir sitzen alle in einem Boot. Aber einige müssen auch rudern. 

Die Marktwirtschaft ist das einzige Wirtschaftssystem, das mit der menschlichen Natur kompatibel ist.

Die eigenen Lebensziele, wie persönlicher Wohlstand und ein guter Lebensstandard für die Familie, sind der Motor für die Anstrengung des einzelnen und damit auch für den Erfolg der vielen.

"Ohne Ich kein Wir", titelte Ulrich Beck.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wenn es nach dem Wegfall des real existierenden Schreckgespenstes Sozialismus nicht gelingt, die soziale Marktwirtschaft als die moralischere Wirtschaftsform im Bewußtsein der Menschen zu verankern, ist ein stetiges Abrutschen Deutschlands in der Tabelle der leistungs-fähigsten Wirtschaftsmächte nicht aufzuhalten.

Und weil Menschen verständlicherweise in Anbetracht von Massenarbeitslosigkeit zweifeln, können sie nur überzeugt werden, wenn die wenigen marktwirtschaftlichen Meinungs-führer zurück in die öffentliche Arena finden und das Feld nicht länger den Etatisten überlassen.

Die Arbeitslosigkeit wird gerade von denjenigen besonders heftig beklagt, die zuvor am meisten zu ihrer Entstehung bei-getragen haben, indem sie die marktwirtschaftliche Erneuerung in Richtung Leistung, Wettbewerb und Eigen-verantwortung ausbremsten.

Marktwirtschaft ist menschlich. Mehr Marktwirtschaft wäre menschlicher, so zu Recht unser Generalsekretär Guido Westerwelle. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

es geht um eine neue Begeisterung für die Soziale Marktwirt‑

schaft!

Soziale Marktwirtschaft beinhaltet ordnungspolitische Prinzipien, ist aber ein für neue Herausforderungen offenes Modell einer flexiblen Ordnung. 

Sie unterliegt damit einer ständigen Bewährungsprobe. 

Es gilt deshalb, sich der Sozialen Marktwirtschaft im Verständnis Ludwig Erhards und Otto Graf Lambsdorffs zu besinnen.

1.
Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft ist die Freiheit. 


Sie ermöglicht es dem einzelnen, sich selbst nach individuellen Wünschen und Vorstellungen zu verwirklichen. 


Freiheit findet in der Freiheit und den Rechten der Mitmenschen sowie in der Gemeinwohlverpflichtung ihre Begrenzung.

2.
Soziale Marktwirtschaft ist eine Wettbewerbsordnung. 


Wettbewerb ist die effizienteste Wirtschaftsorganisation, verhindert Machtmißbrauch, verteilt Einkommen und Gewinn ausschließlich nach Leistungen und garantiert die Freiheitsrechte der Bürger.

3.
Auch in der Wettbewerbsordnung bedarf es ergänzender sozialpolitischer Maßnahmen, um auch Schwachen und Bedürftigen ein lebenswertes Leben zu ermöglichen. 


Sozialpolitik gehört damit integral zur Sozialen Marktwirt‑


schaft, aber ‑ wie gesagt ‑ subsidiär. 

4.
Die dauerhafte Sicherung der Funktionsfähigkeit der marktwirtschaftlichen Ordnung bedarf der staatlichen 

Gestaltung. Dazu gehört die Sicherung eines intensiven

und funktionsfähigen Leistungswettbewerbs.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Deutschland steht vor großen Herausforderungen. 

Globalisierung, Integration der Reformstaaten Ost‑ und Südosteuropas in die westliche Arbeitsteilung, neue Technologien und weltweit mobiles Kapital erfordern einen attraktiven Standort für Investitionen. 

Es gilt deshalb, Anpassungsflexibilität auf Arbeits‑ und Güter‑

märkten zu gewinnen. 

Freies Handeln der Menschen, fairer Leistungswettbewerb, die Stärkung individueller Leistungsbereitschaft, harmonische Verbindung von Subsidiarität und Solidarität, mehr Selbständigkeit und Eigenverantwortung müssen zu Leit-devisen werden. 

Es ergeben sich daraus verschiedene Handlungsfelder. 

1.
Notwendig ist eine umfassende Reform der Einkommens‑ und Unternehmensbesteuerung mit niedrigen Tarifen über den gesamten Verlauf, Abbau der Ausnahmebereiche und einer deutlichen Netto‑Entlastung der Steuerzahler. Dies ist das vorrangige soziale Ziel!

2.
Im Bereich der Sozialversicherungssysteme muß Ludwig Erhards Leitmotiv, "der Selbsthilfe und Eigenverant-wortung soweit wie möglich Vorrang einzuräumen", verstärkt Anwendung finden.

3.
Der Staat muß sich auf seine eigentlichen Aufgaben konzentrieren. 


Abbau von Subventionen, die personelle Verschlankung des Staatsapparates sowie weitere Privatisierungen bei Ländern und Kommunen gehören hierzu.

4.
Notwendig ist eine Reform der föderalen Finanz-verfassung. 


Weniger Mittel im Rahmen des Finanzausgleichs, mehr Beachtung des Grundsatzes "Hilfe zur Selbsthilfe", mehr bundesstaatliche Steuerautonomie sowie die Einheit von Aufgaben‑ und Ausgabenverantwortung sind unerläßlich für einen echten "Wettbewerbsföderalismus". 

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

in den letzten Jahren konzentrierte sich Otto Graf Lambsdorff als wirtschaftspolitischer  Sprecher der F.D.P. vor allem auf die Themen Steuerreform und Steuersenkungen.

Sie selbst, lieber Graf Lambsdorff, wurden von Focus einmal gefragt, was Ihr größter wirtschaftspolitischer Erfolg gewesen sei.

Sie antworteten der Focus‑Redaktion gegenüber (im April 1997):

"Ich habe dazu beigetragen, das Bewußtsein für marktwirtschaftliche Politik in Deutschland am Leben zu erhalten.“

Natürlich sind wir noch nicht frei von sozialdemokratischem Denken. 

Das gilt für beide großen Parteien.

Ich bin auch für einen starken Staat, aber gegen einen fetten Staat, gegen den Vollkaskostaat, der sich für alles zuständig fühlt und der so tut, als könnte er uns alle Probleme abnehmen."

Die Süddeutsche Zeitung hat anläßlich des 70sten Geburtstags von Graf Lambsdorff festgestellt:

"Die Grauzone zwischen ja und nein, in der sich viele Politiker so gerne verstecken, mag er nicht.

Das hat sich mal als Stärke, mal als Schwäche erwiesen, die Zahl seiner Gegner nie schrumpfen lassen.

Als Autor des "Wende‑Briefes", vor dem Wechsel der Liberalen von der SPD zur Union hat er sich als Adressat für den Vorwurf des Verrats und der sozialen Kälte ausgeliefert. 

Doch Otto Graf Lambsdorff war und ist ein aufrichtiger Gesin‑

nungstäter, furchtlos bis tollkühn in Alleingängen.

Wenn der "Graf" nun aus dem Bundestag ausscheiden wird, dann ist das Parlament wieder um einen glänzenden Rhetoriker ärmer. 

Lambsdorff liebt die Polemik, den frontalen Angriff, benutzt schon mal den groben Keil, ohne jedoch persönlich verletzen zu wollen.

Er ist mit allen politischen Wassern gewaschen und ein Mensch geblieben, sensibel unter der rauhen Schale".

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Graf Lambsdorff ist kein einseitiger "Wirtschaftsliberaler". 

Dieses Etikett mag an ihm kleben, weil er von den Gesetzen und Spielregeln der Marktwirtschaft mehr versteht als alle seine politischen Gegner zusammen.

Otto Graf Lambsdorff ist auch ein erklärter "Rechtsstaatslibe‑

raler", einer von der unbeugsamen Sorte, wie man sie im Bundestag kaum mehr trifft.

Es wurde wenig zur Kenntnis genommen, daß er bei den politischen Gefechten um das Vermummungsverbot und die Kronzeugenregelung immer auf der Seite von Burkhardt Hirsch und Gerhard Baum zu finden war. 

Er ließ sich von seiner Überzeugung leiten, nicht von seinem Image oder seinem politischen Vorteil.

Also hat er sich auch gegen den sogenannten "Großen Lauschangriff" gestellt. 

Dies hat mich ‑ ganz offen gesagt ‑ weit weniger gefreut als der Einsatz von Graf Lambsdorff für den Minderheitenschutz, dem er sich als Vorsitzender der Friedrich‑Naumann‑Stiftung verschrieben hat. 

Lassen Sie mich hierzu den heute zu Ehrenden zitieren:

"Die globale Bürgergesellschaft, die wir anstreben, soll eine Bürgergesellschaft gleichberechtigter Staaten, gleich-berechtigter Völker und gleichberechtigter Menschen sein. 

Echte Gleichberechtigung ist aber nur dann möglich, wenn kein Volk und kein Staat mit Minderwertigkeitskomplexen und Ressentiments in die internationale Gemeinschaft eintreten muß.

Es ist gemeinsam mit der UNO, dem Europarat, mit der EU und der OSZE unsere Aufgabe, Wege aufzuzeigen, die den Schutz und die Förderung von Minderheiten in einem gemeinsamen Europa möglich machen.

Unsere Aufgabe als Friedrich‑Naumann‑Stiftung ist es, gemeinsam mit Ihnen überall für Menschenwürde einzutreten, ohne daß bestehende Staaten notwendigerweise aufgelöst oder in ihrer Sicherheit bedroht werden.

Ob unsere Antworten auf die aktuellen Fragen überzeugend sind, wird mit darüber entscheiden, ob uns das Ende dieses Jahrhunderts mehr Frieden, Freiheit und Sicherheit auf dieser Welt beschert als zu Beginn dieses so dramatischen Jahrhunderts."

Sehr beeindruckend ‑ wie ich meine ‑ und allgemein viel zu wenig beachtet!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

der Namensgeber der heutigen Medaille, Reinhold‑Maier, war kein Mann, der mehr oder minder wohlklingende Grundsatz-programme liebte.

In seiner Zeit als Bundesvorsitzender der F.D.P. überließ Maier diese Aufgabe gerne den "Jungtürken" in Düsseldorf und blieb sogar in Stuttgart, wenn der Bundesvorstand der Partei Programatisches zu besprechen hatte.

Dennoch wäre es falsch, ihn als reinen Pragmatiker zu beschreiben.

Sein politischer Richtungssinn war ausgeprägt und deutlich.

Hier liegt eine der Parallelen zu Otto Graf Lambsdorff.

Auch er ist kein Mann der Grundsatzprogramme, sehr wohl aber der Grundsätze, ihn interessieren mehr die glasklaren Entscheidungen im politischen Alltag als die doch immer wieder mal kräftig wechselnden "Grundsatz"‑Programme. 

Graf Lambsdorff trägt Programme nicht wie ein Bauchladen-verkäufer vor sich her, sondern er lebt Grundsätze und benutzt sie als Maxime für sein Handeln.

Mit seinen Grundsätzen steht er in einer langen liberalen Tradition, wenn er von der Politik nicht die Lösungen aller gesellschaftlichen Probleme erwartet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

in der Wirtschaftspolitik haben Sie, lieber Graf Lambsdorff, für mich ‑ und ich denke für viele in der F.D.P. ‑ Vorbildfunktion.

Sehr geehrter Otto Graf Lambsdorff,

Sie sind ein zäher Streiter für die Positionen des Liberalismus.

Die liberale Bewegung in Deutschland kann auch künftig nicht auf Sie verzichten!

Wir ‑ die F.D.P. in Deutschland ‑ rechnen auch in Zukunft mit Ihnen und setzen auf Sie!

Mischen Sie sich weiterhin ein in die Themenfelder der Politik, denn Ihren Rat, Ihre Anregungen und nicht zuletzt Ihr innovatives Potential sind weiterhin wichtig für die Gestaltung der Bundesrepublik Deutschland.

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

es ist mir eine besondere Ehre, Otto Graf Lambsdorff mit der Reinhold‑Maier‑Medaille auszuzeichnen.

Wir ehren damit eine durch und durch liberale, hoch-kompetente, kreative, gradlinige und streitbare Persönlichkeit, mit der wir uns alle in großer Dankbarkeit verbunden fühlen.

Ich danke Ihnen, verehrte Festversammlung, für Ihre Aufmerksamkeit. 

